
Antonius Tillmann, Vorsitzender des Landwirtschaftlichen Kreisverbandes, über die Lage der Landwirte
und ihre Betriebe, die Zukunft der Landwirtschaft und wie Verbraucher Milchbauern unterstützen können

Herr Tillmann, wie sieht es der-
zeit auf den Höfen aus?
ANTONIUS TILLMANN: Die
wirtschaftliche Lage unserer
Betriebe ist angespannt. Die
Liquidität eines großen Teils
der Milchviehhalter ist aufs
Höchste gefährdet. Das Preis-
tief am Milchmarkt sowie
wegbrechende Absatzmärkte
bringen die Höfe derzeit an den
Rand ihrer Existenz.

Sind nur die Milchviehbetriebe
betroffen?
TILLMANN: Nein, auch im
Ackerbau läuft es nicht rund.
Die Preise für Getreide sind ra-
pide gesunken. Für Schwei-
nehalter hat sich die Lage et-
was stabilisiert, aber generell
gilt – die Wertschöpfungsver-
luste summieren sich mittler-
weile auf mehrere Milliarden
Euro. Allein mit ihren unter-
nehmerischen Entscheidun-
gen können die Bauernfami-
lien die aktuellen Probleme
nicht mehr überwinden. Wir
befürchten Strukturbrüche.
Die Landwirte haben mit
Tiefstpreisen für ihre Erzeug-
nisse zu kämpfen, werden aber
immer wieder mit neuen An-
forderungen konfrontiert.

Was sind Ihrer Meinung nach
die Ursachen für die dramati-
sche Preismisere?
TILLMANN: Marktexperten
und Molkereivertreter haben
vor gut zwei Jahren einen stei-
genden Milchverbrauch prog-
nostiziert. Sie haben uns
Milchbauern geradezu er-
muntert mehr Milch zu er-

zeugen unter dem Motto, der
Markt würde es schon auf-
nehmen. Wir haben den Ex-
perten geglaubt. Ein hohes
Angebot trifft nun auf eine
sinkende Nachfrage.

Woher rührt die sinkende
Nachfrage?
TILLMANN: Die Ursachen der
Markt- und Preiskrise liegen
auf fast allen Agrarmärkten in
politischen Entscheidungen
und in wirtschafts- wie markt-
politischen Entwicklungen.

Was heißt das konkret?
TILLMANN: Kaufkraftver-
luste in erdölexportierenden
Golfstaaten, die ein Drittel der
weltweit gehandelten Milch-
produkte importierten, rück-
läufige Importe seitens China
und das Importembargo
Russlands als einem der wich-
tigen Importeure insbesonde-
re von deutschem Käse sind für
eine geringere Nachfrage nach
Milchprodukten bei hohem
Angebot verantwortlich. Seit
2014 ist das Milchaufkommen
weltweit stabil hoch, insbe-
sondere durch Neuseeland,
Australien, den USA und auch
durch die Europäische Union
(EU). In der EU hat es Pro-
duktionssteigerungen in Ir-
land, den Niederlanden, Po-
len und Dänemark gegeben.
Deutschland hat die Milch-
menge moderat gesteigert.

Wie könnte IhrerMeinung nach
geholfen werden?
TILLMANN: Was kurzfristig
helfen kann, sind Entlastun-

gen bei den Sozialausgaben. In
der derzeitigen Situation sind
außerdem Erleichterungen im
Steuerrecht das Gebot der
Stunde, da die Betriebe nach
den Einkommen vergangener
Jahre veranlagt werden. Wir
fordern einen jährlichen Frei-
betrag zur betrieblichen
Schuldentilgung. Auch mit
Entlastungen bei der Besteu-
erungdesAgrardieselskanndie
Bundesregierung den Betrie-
ben helfen. In Deutschland
liegt der Steuersatz deutlich
über dem Niveau anderer
Länder. Eine Entlastung der
Landwirte kann auch die Po-
litik durch Verzicht ständig
neuer Vorschriften im Bau-,
Natur- oder Umweltrecht er-
reichen. Jede zusätzliche Auf-
lage kostet unsere Bauern Geld,
das derzeit nicht da ist.

Was kann der Verbraucher tun,
um die Landwirte zu unter-
stützen?
TILLMANN: Der Verbrau-
cher sollte Markenprodukte
kaufen. Diese unterliegen nicht
so sehr dem Druck des Mark-
tes. Der Konsument kann auf
diese Weise uns Milchbauern
unterstützen, dass wir einen
höheren Milchpreis bekom-
men.

Was kann weiter getan wer-
den?
TILLMANN: Die Vermark-
tungsstrukturen der Molke-
reien müssen verändert wer-
den, da sie nicht mehr den
heutigen Anforderungen der
nationalen und internationa-

len Märkte entsprechen.
Ebenso sind die Lieferbezie-
hungen zwischen Landwirt
und Molkerei neu zu gestal-
ten. Die Milchbauern brau-
chen langfristige Vertragsab-
schlüsse, damit eine langfris-
tige Planung möglich ist.

Derzeit sind Halbjahresverträ-
ge üblich.
TILLMANN: Genau, was wir
aber benötigen und fordern,
sind Zweijahresverträge, um
langfristig planen und wirt-
schaften zu können. Bis ein
Kälbchen groß ist und als Kuh
Milch geben kann, vergehen
locker zwei Jahre – diese Zeit
brauchen wir.

Welche Möglichkeiten haben
Sie, ihrerseits Druck auf den
Markt auszuüben?
TILLMANN: Konzepte und
Ideen gibt es, nur sind die na-
türlich nicht von heute auf
morgen umsetzbar. Wir als
Erzeuger müssen uns auf je-
den Fall stärker zusammen-
tun. Denkbar sind gemeinsam
gebildete Verkaufskontoren,
um ein Gegengewicht zum
Handel herzustellen.

Hat Landwirtschaft eine Zu-
kunft?
TILLMANN: Landwirtschaft
wird immer eine Zukunft ha-
ben, da bin ich mir sicher. Wir
erleben derzeit eine sehr
schwierige Lage. Aber die wird
sich auch wieder ändern.

Hand aufs Herz: Was würden
Sie einem Jungbauern raten, der

vor der Entscheidung steht, den
elterlichen Milchviehbetrieb zu
übernehmen?
TILLMANN: Er sollte die be-
triebliche Situation genaues-
tens analysieren, bevor er eine
Entscheidung trifft. Die kauf-
männische und marktwirt-
schaftliche Analyse lernen die
Jungbauern heutzutage be-
reits auf den Landwirtschafts-
schulen. Hilfe dabei gibt es
auch von der landwirtschaft-
lichen Kammer. Einige Fak-
toren sollten unbedingt vor-
handen sein, wie etwa der
Standort, der entwicklungsfä-
hig sein muss.

Was heißt das genau?
TILLMANN: Wenn jemand
einen Betrieb mit 25 Kühen
mitten im Dorfzentrum hat,
wird er den nur schwerlich er-
weitern können. Sie brauchen
eben eine Lage für den Hof,
der eine Entwicklung nach
oben hin ermöglicht. Neben
solchen harten Faktoren zählt
aber natürlich auch die
menschliche Komponente,
indem sich jeder hinterfragen
sollte – will ich das wirklich?
Dann bin ich, trotz der aktu-
ellen Entwicklung, zuversicht-
lich, dass es funktioniert. Ei-
nen Rest Zweifel, den haben
Sie immer, den habe auch ich.
Das ist menschlich.

Viele landwirtschaftlichen Betriebe geraten in eine existenzgefährdende Situation. Vor allem bei den Milchbauern,
aber auch bei Schweinehaltern und Ackerbauern haben die Einkommensprobleme zugenommen, klagen die Ortsverbände. FOTO: DPA
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Wer Probleme mit der Einnahme der Medikamente hat,
soll sich an einen Pharmazeuten wenden

¥ Kreis Höxter (nw). Viele äl-
tere Patienten haben Schwie-
rigkeiten bei der Einnahme von
Medikamenten, wissen die
Apotheker im Kreis Höxter.
Ältere würden häufig schlech-
ter sehen und hören, ihre Kraft
in den Händen nehme ab, die
Feinmotorik lasse nach. „Apo-
theker als Experten für Arz-
neimittel informieren detail-
liert über Darreichungsfor-

men, die sich von Präparat zu
Präparat unterscheiden kön-
nen“, sagt Apotheker Thomas
Rochell, Vorsitzender der Be-
zirksgruppe Kreis Höxter des
Apothekerverbandes Westfa-
len-Lippe.

Probleme könnten Apothe-
ker häufig erst erkennen, wenn
Patienten ihnen zeigen, wie sie
Medikamente zu Hause an-
wenden. Die Apotheker ste-

hen dann mit Rat und Tat be-
reit, können Präparate erfor-
derlichenfalls in gebrauchs-
fertigen Zustand bringen, et-
wa durch das Lösen von Ver-
siegelungen oder Erstöff-
nungssicherungen, erläutert
Rochell.

Bei Arzneimitteln wie Pul-
verinhalatoren mit Wirkstoff-
kapseln erfordere das Zusam-
mendrücken relativ viel Kraft

in den Händen. Bei einigen
Arzneimitteln für ältere Pati-
enten könne auch ein Präpa-
ratewechsel notwendig sein.
Beispielsweise bei Augentrop-
fen. Einige Fläschchen aus
Kunststoff ließen sich nur
schwer, andere sehr viel leich-
ter zusammendrücken. Wenn
die Kraft in den Händen ge-
ring ist, könne der Apotheker
pharmazeutische Bedenken

anmelden, und das verordne-
te durch ein wirkstoffgleiches
Präparat ersetzen.

Thomas Rochell: „Wenn ein
Patient ein Problem mit der
Anwendung bemerkt, sollte er
das mit dem Apotheker be-
sprechen und besser nicht sel-
ber eine Lösung ausdenken.
Denn das geht oft schief, ohne
dass der Patient es überhaupt
bemerkt.“

Die IHK zeichnet Ausbildungsbotschafter
für ihr Engagement aus

¥ Kreis Höxter/Bielefeld
(nop/nw). Ihre eigene Schul-
zeit ist noch nicht so lange her.
Daher können Berufsanfänger
interessierte Schüler der neun-
ten Jahrgänge über ihre Aus-
bildung besser auf Augenhöhe
informieren. Das ist die Idee des
Projekts „Ausbildungsbot-
schafter“, an dem derzeit 12 In-
dustrie- und Handelskam-
mern in NRW teilnehmen. Seit
einem Jahr ist auch die IHK
Ostwestfalen zu Bielefeld da-
bei. Die ersten Ausbildungs-
botschafter sind für ihren Ein-
satz von IHK-Präsident Wolf
D. Meier-Scheuven geehrt
worden.

Marcel Hokamp ist ange-
hender Hotelfachmann und
berichtete den Schülern der
Hauptschule Jöllenbeck von
seiner Ausbildung beim Bie-
lefelder Hof. Über die Ausbil-
dung als Einzelhandelskauf-
frau bei der Deutschen Tele-
kom informierte Nicole Su-
ckau. „Die Berufe waren mir
vorher unbekannt“, sagte der
Schüler Naim Acar. Es habe ihm
gut gefallen, dass nicht die Aus-
bilder, sondern die Auszubil-
denden selbst ihren Beruf in der
Schule vorgestellt haben. Um
Präsentationstechniken zu
wiederholen, haben die Bot-
schafter an einer eintägigen
Schulung der IHK teilgenom-
men. „Wir konnten 1.700 Ju-
gendliche an 21 Schulen er-
reichen“, sagte Meier-Scheu-
ven zufrieden.

Das hauptsächliche Ziel sei
es, Schülern die betriebliche
Ausbildung und verschiedene

Berufsfelder zu präsentieren,
sagte Meier-Scheuven. Auszu-
bildende des zweiten oder drit-
ten Lehrjahrs könnten den
Schülern das jugendgemäß nä-
herbringen, fügte er hinzu.

Aber auch die Betriebe selbst
hätten ein Interesse an dem
Projekt. „Sie haben zuneh-
mend Schwierigkeiten, ihre
Ausbildungsplätze zu beset-
zen“, erklärte er im Hinblick auf
den Fachkräftemängel. Als Ur-
sachen dafür nannte er den de-
mografischen Wandel, der da-
zu führe, dass die Jahrgänge
nicht mehr so stark wie früher
seien. Außerdem würden im-
mer mehr Schulabgänger ein
Studium und keine Berufsaus-
bildung anstreben.

Meier-Scheuven überreich-
te den Ausbildungsbotschaf-
tern in einer Feierstunde Ur-
kunden. Für ihr freiwilliges En-
gagement bedankte er sich bei
den insgesamt 92 Ausbil-
dungsbotschaftern und den 51
Unternehmen. Darunter aus
dem Kreis Höxter:
´ Meike Löher, Elektronike-
rin für Geräte und Systeme, In-
teg, Integrationsbetrieb für Be-
hinderte Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung:
´ Kevin Deußing, Industrie-
mechaniker (Maschinen- und
Anlagenbau), Konrad Reitz
Ventilatoren GmbH & Co. KG,
Höxter;
´ Laurie Bezjak und Vanessa
Freytag, Industriekauffrauen,
Kronospan GmbH, Steinheim;
´ Viktor Ostertag, Industrie-
kaufmann, Spier GmbH & Co.
Fahrzeugwerk KG, Bergheim.

Viktor Ostertag (v. l.), Meike Löher , Vanessa Frey-
tag, Laurie Bezjak, Projektleiterin Vera Birthe Bleisch und IHK-Prä-
sident Wolf D. Meier-Scheuven. FOTO: ANDREAS FRÜCHT

Fraktionen wollen die Entscheidung zur
Auflösung vom vergangenen Jahr zurücknehmen

¥ Höxter (das). Der Ratsbe-
schluss von Juni vergangenen
Jahres zur auslaufenden Auf-
lösung der Realschule wird
wohl zurückgenommen. SPD
und Grüne schließen sich ei-
nem entsprechenden Antrag
der CDU an, der am Don-
nerstag, 21. Juni, im Rat be-
handelt werden soll. Hinter-
grund ist ein drohendes Urteil
des Verwaltungsgerichts Min-
den. Der zuständige Richter
wirft der Stadt „Rechtsmiss-
brauch“ vor, weil ein Bürger-
begehren einen Monat vor der
Ratsentscheidung für den Er-
halt der Schule erfolgreich war.
Auch dieses Bürgerbegehren
hatte der Rat angenommen.

Die Fraktion Bürger für
Höxter (BfH) hat den Antrag
zur Rücknahme des Beschlus-
ses erweitert und fordert, dass
die Stadt die gesamten Kosten
des Rechtsstreits übernimmt,
die zurzeit teilweise von den
klagenden Eltern der Real-
schule getragen werden müs-
sen. Zwar muss die Stadt bei
Rücknahme des Beschlusses
die vom Verwaltungsgericht
festgesetzten Kosten überneh-
men – jedoch nicht die tat-
sächlichen Kosten der Anwäl-

te der Eltern. „Da der Richter
offenbar das Wort ,Rechts-
missbrauch‘ in den Mund ge-
nommen hat, handelt es sich
um einen groben Schnitzer der
Stadt“, sagt BfH-Fraktions-
chef Hermann Loges. Deshalb
sei die BfH der Meinung, dass
die Eltern nicht noch dafür
zahlen müssen sollten.

Die CDU hatte bereits kurz
nach der Erörterung beim
Verwaltungsgericht angekün-
digt, den Beschluss zurück-
nehmen zu wollen. Die CDU-
Fraktion habe den Beschluss
zur Auflösung auf der Grund-
lage einer ausführlichen Er-
örterung und rechtlichen Be-
wertung der Verwaltung ge-
fasst, erklärte Fraktionschef
Stefan Berens Ende Mai. „Die
Rechtseinschätzung der Ver-
waltung war aber offensicht-
lich falsch.“ Die CDU-Frakti-
on bedauere die Unannehm-
lichkeiten für die Eltern, die
durch die gerichtliche Über-
prüfung entstanden sind. Vor
dem Auslaufen der zweijäh-
rigen Sperre werde sich die
Union an keiner möglichen
Neuplanung der Schulland-
schaft in Höxter beteiligen,
kündigte Berens an.
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